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Wohngeldreform löst nicht die Probleme  
von Alleinerziehenden auf den Wohnungsmärkten! 
 
Berlin, 8. Mai 2019. Der Verband alleinerziehender Mütter und Väter 
e.V. begrüßt die Pläne der Bundesregierung, die Anspruchsvoraus-
setzungen beim Wohngeld künftig regelmäßig an die Entwicklung 
von Mieten und Einkommen anzupassen. Jedoch vermag der heute 
im Kabinett beschlossene Gesetzentwurf die Schwierigkeiten von 
Alleinerziehenden mit kleinen Einkommen auf den Wohnungsmärk-
ten nicht zu lösen. „Trotz Erhöhung der Angemessenheitsgrenzen für 
die Miete werden viele aktuell Wohnungssuchende Probleme haben, 
auf den angespannten Wohnungsmärkten eine entsprechend günsti-
ge Wohnung zu finden. Das Wohngeld muss darüber hinaus an die 
besondere Lebenssituation von Einelternfamilien angepasst werden. 
Dafür fordern wir beim anspruchsrelevanten Haushaltseinkommen 
einen Freibetrag in Höhe des Mindestunterhalts nach Düsseldorfer 
Tabelle“, sagt die VAMV-Bundesvorsitzende Erika Biehn.  
 
„Wer wenig verdient und nach einer Trennung mit seinen Kindern 
umziehen muss, konkurriert vor allem in Großstädten mit vielen an-
deren um viel zu wenige Wohnungsangebote im unteren Preisseg-
ment. Einelternfamilien mit nur einem Erwerbseinkommen haben es 
gegenüber Paarfamilien bei der Wohnungssuche deutlich schwerer. 
Damit Alleinerziehenden am Ende nicht nur der Platz unter der Brü-
cke bleibt, muss das Angebot an bezahlbarem Wohnraum deutlich 
ausgeweitet werden: Etwa durch sozialen Wohnungsbau und eine 
effektive Mietpreisbremse. Die Anspruchsvoraussetzungen beim 
Wohngeld verhindern außerdem, dass Einelternfamilien mit der Leis-
tung effektiv unterstützt werden können. Kindesunterhalt und Unter-
haltsvorschuss mindern den Wohngeldanspruch, obwohl die beim 
gesetzlichen Mindestunterhalt pauschal veranschlagten Wohnkosten 
statistisch klein gerechnet sind und die hohen Mieten vielerorts nicht 
decken“, so Biehn weiter. 
 
„Die Hälfte der Alleinerziehenden gibt laut einer Studie des Sozial-
verbandes Deutschland e.V. schon jetzt mehr als 30 Prozent ihres 
Einkommens fürs Wohnen aus. Einelternfamilien sind deshalb auf ein 
wirklich starkes Wohngeld angewiesen, damit familiengerechtes 
Wohnen für alle Familienformen erschwinglich bleibt! Viele Alleiner-
ziehende haben schon jetzt ein Schlafsofa im Wohnzimmer statt ei-
nes eigenen Zimmers, hier lässt sich nicht weiter sparen!“ 
 
 
 
Der Verband alleinerziehender Mütter und Väter e.V. (VAMV) vertritt seit 1967 die 
Interessen der heute 2,7 Millionen Alleinerziehenden. Der VAMV fordert die Aner-
kennung von Einelternfamilien als gleichberechtigte Lebensform und entspre-
chende gesellschaftliche Rahmenbedingungen. Er tritt für eine verantwortungsvolle 
gemeinsame Elternschaft auch nach Trennung und Scheidung ein. 


